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Bezug: Entschließung des Deutschen Bundestages vom 19. Februar 1959 
— Drucksachen 598, 795 — 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 62. Sitzung 
am 19. Februar 1959 auf Grund des Schriftlichen Be- 
richts des Finanzausschusses zum Entwurf eines Ge- 
setzes zur Änderung des Erbschaftsteuergesetzes — 
Drucksachen 598, 795 — folgendem Entschließungs- 
antrag zugestimmt: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, 

die Möglichkeiten für eine Gleichbehandlung von 
privaten Alters- und Hinterbliebenenversicherun- 
gen mit der Sozialversicherung zu prüfen und 
dem Bundestag Vorschläge zu machen, die diese 
Gleichbehandlung sicherstellen. " 

Der Bundesminister der Finanzen hat die mit der 
Entschließung zusammenhängenden Fragen ein- 
gehend geprüft. Da das Aufkommen der Erbschaft- 
steuer nach Artikel 106 Abs. 2 GG den Ländern 
zusteht, sind dazu auch die Herren Finanzminister 
(Finanzsenatoren) der Länder um ihre Stellung- 
nahme gebeten worden. Nachdem diese Stellungnah- 
men vorliegen, beehre ich mich, als Ergebnis der 
Prüfung folgendes mitzuteilen: 

I. Derzeitige Rechtslage 

1. Erbschaftsteuerpflichtige Versorgungsbezüge 

Nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 des Erbschaftsteuergesetzes 
(ErbStG) gelten als Erwerbe von Todes wegen auch 
Erwerbe von Vermögensvorteilen, die auf Grund 
eines vom Erblasser geschlossenen Vertrages unter 
Lebenden von einem Dritten mit dem Tode des Erb- 
lassers unmittelbar gemacht werden. Zu den steuer- 
pflichtigen Erwerben gehören infolgedessen sowohl 
die Bezüge, die den Hinterbliebenen aus einem vom 
Erblasser zu ihrer Versorgung abgeschlossenen Ver- 
sicherungsvertrag anfallen, als auch die Versor- 
gungsbezüge, die den Hinterbliebenen aus einem 
zwischen dem Erblasser und seinem früheren Arbeit- 
geber geschlossenen Anstellungsvertrag zufließen. 


2. Erbschaftsteuerfreie V ersorgungsbezüge 

Nicht unter die Vorschrift des § 2 Abs. 1 Nr. 3 des 
Erbschaftsteuergesetzes fallen demgegenüber die 
auf Gesetz beruhenden Hinterbliebenenbezüge; 
denn auf diese Bezüge haben die Hinterbliebenen 
von vornherein einen selbständigen Rechtsanspruch. 
Sie werden insoweit nicht neu bereichert. Damit ist 
bei diesen Hinterbliebenenbezügen der Tatbestand, 
an den das Erbschaftsteuergesetz die Steuer knüpft, 
nicht verwirklicht. Hiernach unterliegen nicht der 
Erbschaftsteuer 

a) die Versorgungsbezüge, auf die die Hinterblie- 
benen von Beamten kraft Gesetzes einen An- 
spruch haben; 

b) die Versorgungsbezüge, die den Hinterbliebenen 
von Angestellten und Arbeitern aus der Sozial- 
versicherung zufließen; 

c) die Versorgungsbezüge, die den Hinterbliebenen 
von Angehörigen der freien Berufe aus einer 
berufsständischen Pflichtversicherung zufließen, 
wenn die Versicherungspflicht durch ein Gesetz 
angeordnet ist oder auf einer Rechtsvorschrift, 
in der Regel einer Satzung, beruht, für die eine 
gesetzliche Ermächtigung besteht. Versorgungs- 
einrichtungen dieser Art bestehen in der Haupt- 
sache nur für Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte und 
Apotheker. 


11. Möglichkeiten für eine Gleichbehandlung 
privater Hinterbliebenenversicherungen mit der 
Sozialversicherung 

Vorweg ist zu bemerken, daß sich für Altersversiche- 
rungen eine Befreiungsvorschrift erübrigt, weil Be- 
züge, die dem Versicherungsnehmer selbst zuflie- 
ßen, nicht der Erbschaftsteuer unterliegen. 
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Eine Gleichbehandlung von privaten Hinterbliebe- 
nenversicherungen mit der Sozialversicherung wür- 
de folgendes voraussetzen; 

1. Die private Versicherung müßte der Art nach 
mit der Sozialversicherung vergleichbar sein. Es 
könnten somit keine Kapitalversicherungen, son- 
dern nur Rentenversicherungen begünstigt wer- 
den. 

2. Die Bezüge aus solchen Rentenversicherungen 
können nicht uneingeschränkt befreit werden. 
Der erbschaftsteuerfreie Rentenbezug müßte viel- 
mehr der Höhe nach auf einen Betrag begrenzt 
werden, dessen unterste Grenze der niedrigste 
und dessen oberste Grenze der höchste Bezug 
aus der Sozialversicherung wäre. Die Tatsache, 
daß die Bezüge aus der Sozialversicherung je 
nach Lage des einzelnen Falles unterschiedlich 
hoch sind, kann jedoch zu keiner unterschiedlich 
hohen Befreiung solcher Bezüge, z, B. einer Staf- 
felung nach Berufsgruppen, nach der Höhe des 
Einkommens des Erblassers oder nach dem Alter 
des Erblassers führen, weil eine solche Vor- 
schrift praktisch undurchführbar wäre. Es wird 
daher nur ein für alle Hinterbliebenen gleicher- 
maßen geltender Höchstbetrag festgesetzt wer- 
den können. In Anlehnung an die durchschnitt- 
lichen Sozialversicherungsrenten wird ein Be- 
trag von jährlich 5000 DM für die Witwe und 
1500 DM für jedes Kind für die Zeit bis zu seiner 
Volljährigkeit für angemessen gehalten. 

3. Die privaten Rentenversicherungen könnten 
schließlich nur insoweit befreit werden, als die 
Hinterbliebenen nicht bereits andere steuerfreie 
Versorgungsbezüge (vgl. Abschnitt I 2.) erhalten. 
Fließen den Hinterbliebenen sowohl Bezüge aus 
privaten Rentenversicherungen als auch andere 
steuerfreie Versorgungsbezüge zu, so können 
die erstgenannten Bezüge mithin nur insoweit 
befreit werden, als sie zusammen mit den ande- 
ren steuerfreien Versorgungsbezügen den Betrag 
von 5000 DM für die Witwe und von 1500 DM 
für jedes Kind nicht übersteigen. 

Die Gleichbehandlung der privaten Hinterbliebe- 
nenversicherungen mit der Sozialversicherung ließe 
sich mithin durch die Aufnahme folgender Nummer 
16 a in die Vorschrift des § 18 Abs. 1 ErbStG ver- 
wirklichen; 

„16 a. ein Erwerb von laufenden Bezügen aus 
einem vom Erblasser geschlossenen Ver- 
sicherungsvertrag durch die Witwe oder 
die Waisen des Erblassers bis zum Be- 
trage von jährlich 5000 Deutsche Mark für 
die Witwe und von jährlich 1500 Deutsche 
Mark für jedes Kind für die Zeit bis zu 
seiner Volljährigkeit. Erhalten die Hinter- 
bliebenen aus Anlaß des Todes des Erb- 


lassers daneben noch Versorgungsbezüge, 
die nicht als Erwerb von Todes wegen im 
Sinne des § 2 gelten, so tritt die Befreiung 
nur ein, soweit die der Witwe insgesamt 
anfallenden Versorgungsbezüge den Be- 
trag von jährlich 5000 Deutsche Mark und 
die jedem Kind insgesamt anfallenden Ver- 
sorgungsbezüge den Betrag von jährlich 
1500 Deutsche Mark nicht übersteigen;". 

Bei dieser Fassung wären Hinterbliebenenbezüge 
aus einem vom Erblasser geschlossenen Anstellungs- 
vertrag weiterhin steuerpflichtig (vgl. Abschnitt I 
1.). Eine Einbeziehung dieser Hinterbliebenenbe- 
züge in die Befreiungsvorschrift, die aus Gründen 
der Gleichmäßigkeit der Besteuerung auf jeden Fall 
erforderlich sein dürfte, ließe sich dadurch erreichen, 
daß das Wort „Versicherungsvertrag" durch die 
Worte „Vertrag im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 3" 
ersetzt wird. 


III. Möglichkeiten einer Befreiung von 
Versorgungsbezügen ohne Beschränkung auf Bezüge 
aus Versicherungs- oder Anstellungs vertrügen 

Eine Befreiung nur für die Hinterbliebenenbezüge 
aus privaten Hinterbliebenenversicherungen und 
ggf. Anstellungsverträgen erscheint insofern nicht 
unbedenklich, als letztlich durch jede Zuwendung 
von Vermögensgegenständen beliebiger Art die 
Versorgung der Hinterbliebenen sichergestellt wer- 
den kann. Viele Steuerpflichtige mögen zwar von 
der Möglichkeit Gebrauch machen, die Versorgung 
ihrer Familie durch den Abschluß einer Rentenver- 
sicherung sicherzustellen; doch ist in diesem Zu- 
sammenhang auch auf den großen Kreis derjenigen 
Steuerpflichtigen hinzuweisen, die in der Weise für 
den späteren Unterhalt ihrer Familie versorgen, daß 
sie mit ihren ersparten Einkommen Vermögen bil- 
den, von deren Erträgen die Hinterbliebenen dann 
leben können. Unter diesen Umständen erscheint 
es aus Gründen der Gleichmäßigkeit der Besteue- 
rung angebracht, an Stelle einer Befreiung für die 
Hinterbliebenenversicherung einen Freibetrag zu 
schaffen, der für alle Hinterbliebenen ohne gesetz- 
liche Versorgungsansprüche gilt. Der Gesetzesvor- 
schlag in Abschnitt II müßte dann folgende Fassung 
erhalten: 

„16 a. ein Erwerb durch die Witwe oder die Wai- 
sen des Erblassers in Höhe des Kapital- 
wertes einer jährlichen Rente von 5000 
Deutsche Mark für die Witwe und von 
1500 Deutsche Mark für jedes Kind für die 
Zeit bis zu seiner Volljährigkeit. Erhalten 
die Hinterbliebenen mit Rücksicht auf den 
Tod des Erblassers bereits Versorgungsbe- 
züge, die nicht als Erwerb von Todes 
wegen im Sinne des § 2 gelten, so sind die 
vorgenannten Beträge um deren Jahres- 
wert zu kürzen,’". 
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IV. Bedenken, die gegen eine Befreiungsvorschrift 
für Versorgungsempfänger sprechen 

1. Der Einführung einer besonderen Befreiungs- 
vorschrift für Versorgungserwerbe würde in den 
allermeisten Fällen keine praktische Bedeutung 
zukominen. Dies ergibt sich daraus, daß dem 
überlebenden Ehegatten, wenn gemeinsame Kin- 
der leben oder eine der übrigen Voraussetzun- 
gen des § 16 ErbStG erfüllt ist, ein Freibetrag 
von 250 000 DM zusteht. Außerdem bleibt bei 
dem überlebenden Ehegatten, wenn die Eheleute 
im gesetzlichen Güterstand der Zugewinnge- 
meinschaft gelebt haben, nach § 6 ErbStG ein 
Viertel des gesamten Nachlasses steuerfrei. In 
den vorgenannten Fällen würde sich die Be- 
freiung für Versorgunserwerbe mithin erst dann 
auswirken, wenn dem überlebenden Ehegatten 
— außer dem Zugewinnausgleich von einem 
Viertel des Nachlasses — ein größeres Ver- 
mögen als 250 000 DM anfällt. Es erscheint frag- 
lich, ob bei diesen Größenordnungen für eine 
zusätzliche Befreiung von Versorgungserwerben 
überhaupt noch ein praktisches Bedürfnis besteht. 

Der Kapitalwert einer steuerfreien Versorgungs- 
rente von jährlich 5000 DM beträgt z. B. bei 
einem Lebensalter der Witwe zwischen 25 und 
35 Jahren bei Anwendung des im Bewertungs- 
gesetz vorgesehenen Zinssatzes von 5,5 v.H. 
und unter Berücksichtigung der mittleren Le- 
benserwartung (vgl. § 16 Abs. 2 des Bewertungs- 
gesetzes) 5000 DM X 16 - 80 000 DM. Im Hin- 
blick auf den hohen Freibetrag von 250 000 DM 
und die Befreiung des Zugewinnausgleichs wird 
eine Versorgungsrente von jährlich 5000 DM 
somit für sich allein niemals steuerpflichtig. Die 
besondere Befreiungsvorschrift für Versorgungs- 
erwerbe hätte damit lediglich die Folge, daß bei 
solchen Witwen, die außer dem Zugewinnaus- 
gleich von einem Viertel des Nachlasses ein 
höheres Vermögen als 250 000 DM erhalten, noch 
zusätzlich ein weiterer Betrag als Versorgungs- 
erwerb (z. B. der oben errechnete Betrag von 
80 000 DM) steuerfrei bleibt. 

Auch nach Auffassung der Herren Finanzminister 
(Finanzsenatoren) der Länder ist es zumindest 
nicht bedenkenfrei, hier aus sozialen Erv/ägun- 
gen eine Befreiungsvorschrift in das Erbschaft- 
steuergesetz aufzunehmen, die im praktischen 


Ergebnis nur für einen verhältnismäßig kleinen, 
jedoch vermögenden Personenkreis die aufge- 
zeigte günstige Folge hätte. 

2. Wenn keine gemeinsamen Kinder leben und 
auch keine der übrigen Voraussetzungen des 
§ 16 ErbStG erfüllt ist, steht dem überlebenden 
Ehegatten neben der als Zugewinnausgleich 
steuerfreien Erbquote in Höhe eines Viertes des 
Nachlasses an Stelle des hohen Freibetrages von 
250 000 DM nur ein solcher von 30 000 DM zu. 
Hier könnte dann der Rentenbezug des über- 
lebenden Ehegatten u. U. eine Erbschaftsteuer 
auslösen. Bei den niedrigen Steuersätzen der 
Steuerklasse I — sie steigen von 2 v.H. bei 
einem steuerpflichtigen Erwerb von 10 000 DM 
bis auf 5 v.H. bei einem steuerpflichtigen Erwerb 
von 150 000 DM — kann sich in diesen Fällen 
allerdings immer nur eine ganz geringe Steuer- 
belastung ergeben. Es kann deshalb auch hier 
nur mit erheblichen Einschränkungen von einem 
praktischen Bedürfnis für eine Befreiungsvor- 
schrift gesprochen werden. Bei gegenteiliger Auf- 
fassung dürfte zumindest die Frage berechtigt 
sein, ob dann nicht wenigstens die Fälle des § 16 
ErbStG (Freibetrag 250 000 DM) aus den unter 
vorstehender Nr. 2. dargelegten Bedenken von 
der Befreiung ausgenommen werden sollten. In 
diesem Fall müßte bei der vorgeschlagenen Be- 
freiungsvorschrift hinter den Worten „durch die 
Witwe" jeweils der Zwischensatz „ , soweit ihr 
nicht der Freibetrag des § 16 zu gewähren ist," 
eingefügt werden. 

3. Wollte man die Befreiungsvorschrift nur auf be- 
dürftige Fälle beschränken, so müßten alle Er- 
werbe von Witwen und Waisen ausgeschlossen 
werden, die zusammen mit dem eigenen Ver- 
mögen dieser Hinterbliebenen eine bestimmte 
Höhe übersteigen. Dieser Gedanke ließe sich 
aber nur durch eine äußerst komplizierte Vor- 
schrift verwirklichen. So wären vor allem auch 
Härteausgleichsvorschriften für die Fälle erfor- 
derlich, in denen die bestimmte Vermögens- 
grenze geringfügig überschritten wird. Unter 
diesen Umständen darf davon ausgegangen wer- 
den, daß eine solche Vorschrift von vornherein 
nicht in Erwägung gezogen wird. Von einer 
Formulierung ist daher abgesehen worden. 


Etzel 
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